
Ce: au.net>;-vau.net> 
Betreff: AW: Frist: 29.08.25 - Referentenentwurf Gesetz über die Transparenz und das Targeting politischer Werbung - Beteiligung 
von Ländern, kommunalen Spitzenverbänden, Fachkreisen und Verbänden nach § 47 GGO 

ACHTUNG: Diese E-Mail stammt von einem externen Absender. Vergewissern Sie sich, dass Absender, Anlage, Verlinkung vertrauenswürdig 
sind. 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte 

vielen Dank für die Beteiligung des VAUNET und für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf. Wir haben keine 
Anmerkungen. 

Gerne würden wir Sie in diesem Zusammenhang auf einen parallellaufenden Handlungsstrang zum Thema „politische Werbung" 
hinweisen: 

Als Teil ihres Informationsauftrages klären Ministerien, Behörden und andere staatliche Stellen Bürgerinnen und Bürger im Rahmen 
von Öffentlichkeitsarbeit über ihr Handeln, beispielsweise über neue Gesetze, aktuelle Beschlüsse und Maßnahmen sowie 
Förderprogramme, auf. Zuletzt wurde die Möglichkeit der staatlichen Kommunikation über Rundfunkmedien eingeschränkt, da das 
medienrechtliche Verbot der politischen Werbung (gern. § 8 Abs. 9 MstV) zulasten von verschiedenen Informations- und 
Aufklärungspots ausgelegt wurde. Dies betraf auch Spots verschiedener Bundesministerien und des Bundespresseamtes. Aktuell 
bestehen daher Rechtsunsicherheiten bei Rundfunkveranstaltern, Vermarktern, Agenturen und bei staatlichen Stellen im Hinblick 
darauf, was staatliche Akteure in Radio und TV buchen dürfen. Wegen ihrer hohen gesellschaftlichen Relevanz sollte die staatliche 
Kommunikationstätigkeit aus unserer Sicht deutlich von unzulässiger, politischer Werbung (im Sinne des MStV) abgegrenzt werden. 
Diese begriffliche Abgrenzung sieht auch die TTPW-VO in Art. 3 Nr. 2 b) ii) vor. 

Vor diesem Hintergrund hat der VAUNET einen gemeinsamen Arbeitsprozess mit den Landesmedienanstalten angestoßen, um bei 
der Abgrenzung zwischen „unzulässiger politischer Werbung" und „zulässiger staatlicher Kommunikation" im Rundfunk für alle 
Beteiligen mehr Rechtssicherheit zu schaffen. Das Ziel ist es, einen Leitfaden für Agenturen, Werbetreibende und Rundfunkbranche 
zu entwickeln, der klare und verständliche Vorgaben für die Praxis macht. Der Dialogprozess verläuft konstruktiv und wir 
informieren Sie gerne über die Ergebnisse. 

Bei Rückfragen melden Sie sich gern. 

Mit freundlichen Grüßen 

Senior Manager Audio and Policy Affairs 

VAUNET - Verband Privater Medien e. V. 
Stromstraße 1, 10555 Berlin 
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